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1. Teil

Einleitung und Gang der Untersuchung

A. Einleitung

Erben bedeutet in der Regel viel Streit.1 In kaum einemRechtsgebiet herrscht eine
so hohe Konfliktbereitschaft wie im Bereich des Erbrechts. Aufgrund des stetig
wachsenden Erbvolumens2, der zunehmenden Entfremdung und unübersichtlicher
Familienverhältnisse wird davon ausgegangen, dass die Zahl von erbrechtlichen
Rechtsstreitigkeiten in der Zukunft weiter ansteigt.3 Austragungsort dieser Strei-
tigkeiten können als Alternative zu den staatlichen Gerichten auch die privaten
Schiedsgerichte sein. Denn die Schiedsgerichte werden als „eine der staatlichen
Gerichtsbarkeit im Prinzip gleichwertige Rechtsschutzmöglichkeit“ angesehen.4

Diese Gleichstellung der staatlichen Gerichte mit den Schiedsgerichten wurde mit
Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Schiedsverfahrensrechts im Jahr
1998 noch einmal bestätigt.5 Tatsächlich scheint das Schiedsverfahren im Gegensatz
zum staatlichen Gerichtsverfahren zur Lösung erbrechtlicher Konflikte besonders
geeignet.6

1 Vgl. Schiffer/Schürmann, in: Hereditare, S. 39.
2 Nach Angaben der Studie des DIW (Tiefensee/Grabka, in: Wochenbericht Nr. 27.2017,

S. 570) werden zwischen den Jahren 2012 und 2027 in Deutschland bis zu 400 Milliarden Euro
pro Jahr vererbt, dies ist gut ein Viertel mehr als in früheren Studien, wie beispielsweise die des
DIA (Braun, Analyse Erben in Deutschland 2015–24, S. 25). Nach der Analyse des DIA
werden im Zehnjahreszeitraum von 2015 bis 2024 in Deutschland insgesamt 3,1 Billionen Euro
vererbt, wovon 2,1 Billionen an die nächste Generation übertragen werden. Zur neuen Be-
rechnung durch das DIW kritisch Morgenstern, DIW-Berechnungen zum Erbvolumen sind
einseitig. Übersicht zum wachsenden Erbvolumen auch bei Schiffer, in: Schiedsgerichtsbarkeit
in gesellschaftsrechtlichen und erbrechtlichen Angelegenheiten, S. 65 ff.; Kanzleiter, in:
DNotZ 2016, S. 403; Happe, in: Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschaftsrechtlichen und erb-
rechtlichen Angelegenheiten, S. 85 Fn. 3.

3 Trimborn von Landenberg/Horn, Den Erbstreit anders lösen, S. 3; dazu, dass Erbfälle
„komplizierter“ geworden sind: Kanzleiter, in: DNotZ 2016, S. 403; vgl. aber auch Happe, in:
Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschaftsrechtlichen und erbrechtlichen Angelegenheiten, S. 85,
der darauf hinweist, dass die Zahl derjenigen, die sich um einen Nachlass streiten können,
geringer geworden ist.

4 BT-Drucks. 13/5274, S. 34.
5 BGBl. I 1997, S. 3224 ff.
6 Vgl. zu denVorteilen des Schiedsverfahrens gegenüber dem staatlichenGerichtsverfahren

für erbrechtliche Auseinandersetzungen: Werner, in: ZEV 2011, S. 506 ff.; Schulze, in: MDR



Damit ein Schiedsgericht anstelle eines staatlichen Gerichts tätig werden kann,
bedarf es allerdings einer Äußerung der rechtlich interessierten Parteien, sich hin-
sichtlich eines bestimmten Streitgegenstands anstelle einer staatlichen Gerichts-
entscheidung der schiedsgerichtlichen Beurteilung zu unterwerfen.7 Typischerweise
erfolgt eine dahingehende Äußerung durch Vereinbarung zwischen zwei oder
mehreren Parteien (Schiedsvereinbarung).

Im Bereich des Erbrechts gibt es dagegen mehrere Möglichkeiten eine Ent-
scheidung durch das Schiedsgericht herbeizuführen:

Einerseits können auch im Erbrecht Schiedsvereinbarungen naturgemäß zwi-
schen zwei oder mehreren Parteien geschlossen werden. So können beispielsweise
Nachlassbeteiligte (Erben, Vermächtnisnehmer etc.) für etwaige zwischen ihnen
bereits bestehende oder künftig entstehende Streitigkeiten um den Nachlass des
Erblassers eine Entscheidung durch das Schiedsgericht vereinbaren. Andererseits
erscheint es im Bereich des Erbrechts möglich, dass der Erblasser noch zu Lebzeiten
gemeinsammit künftigenNachlassbeteiligten – beispielsweise in einemErbvertrag –
vereinbart, dass Rechtsstreitigkeiten um seinen Nachlass nicht vor den ordentlichen
Gerichten, sondern vor einem Schiedsgericht ausgetragen werden sollen. Überdies
ist es denkbar, dass der Erblasser einseitig – also ohne Beteiligung etwaiger
Nachlassbeteiligter – durch letztwillige Verfügung die Schiedsgerichte für künftige
Streitigkeiten seiner Erben anordnet (Schiedsanordnung). Als Grundlage für eine
schiedsgerichtliche Beurteilung kommt im Bereich des Erbrechts damit sowohl eine
Schiedsvereinbarung als auch eine Schiedsanordnung in Betracht.

Gegenstand wissenschaftlicher Publikationen war bisher grundsätzlich nur die
einseitige Schiedsanordnung des Erblassers.8 Hintergrund ist der unklare Umgang
mit § 1066 ZPO – der einzigen Norm, welche auf die einseitige Anordnung der
Schiedsgerichte durch letztwillige Verfügung des Erblassers Bezug nimmt. Hinge-
gen sind auf Schiedsvereinbarungen im Bereich des Erbrechts die allgemeinen
Regelungen der §§ 1025 ZPO ff. anzuwenden. Tatsächlich ist in der Literatur le-
diglich der Verweis von § 1066 ZPO auf die entsprechende Anwendung der Rege-

2000, S. 314; Harder, Das Schiedsverfahren im Erbrecht, S. 16 ff.; Dawirs, Das letztwillig
angeordnete Schiedsgerichtsverfahren – Gestaltungsmöglichkeiten, S. 20 ff. Aufgund der be-
reits vorhandenen wissenschaftlichen Publikationen, welche sich abschießend mit den Vor-
teilen des Schiedsverfahrens im Bereich des Erbrechts auseinandersetzen, wird in der vorlie-
genden Arbeit auf die Wiederholung der Argumentation verzichtet.

7 Vgl. Schlumpf, Testamentarische Schiedsklauseln, S. 3.
8 Zur einseitigen Anordnung der Schiedsgerichte durch den Erblasser: Van Cleef, Letzt-

willige Schiedsgerichtsklauseln (1914); Anbuhl, Außervertragliche Schiedsgerichtsanordnung
§ 1048 ZPO (1952); Harder, Das Schiedsverfahren im Erbrecht (2007); Dawirs, Das letztwillig
angeordnet Schiedsgerichtsverfahren – Gestaltungsmöglichkeiten (2014); zum Schweizer
Recht: Schlumpf, Testamentarische Schiedsklauseln (2011). Zur Schiedsvereinbarung der
Nachlassbeteiligten, nehmen Harder, Das Schiedsverfahren im Erbrecht und Dawirs, Das
letztwillig angeordnet Schiedsgerichtsverfahren nur am Rande ihrer Arbeit Stellung. Dawirs
klammert die Schiedsvereinbarung dabei auf S. 44 ausdrücklich vom Gegenstand seiner Arbeit
aus.
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lungen zur Schiedsvereinbarung nach §§ 1025 ff. ZPO unstreitig. Offen ist dagegen
seit jeher die Frage, wie weit der Verweis in § 1066 ZPO auf die Regelung in den
§§ 1025 ff. ZPO reicht und ob § 1066 ZPO zusätzliche Regelungen für die
Schiedsanordnung enthält. Klarstellende – oder gar die Diskussion abschließende –
Urteile staatlicher Gerichte zu § 1066 ZPO und der Schiedsanordnung des Erblassers
fehlten lange Zeit völlig.

Dies änderte sich mit dem Urteil des LG Heidelberg im Jahr 2013.9 Das Urteil
wurde als geradezu historisch bezeichnet.10 Es folgten daraufhin bis März 2019 acht
weitere Urteile staatlicher Gerichte, welche die einseitige Schiedsanordnung des
Erblassers zum Gegenstand hatten, darunter drei lang ersehnte Beschlüsse des
BGH.11

In seinen Entscheidungen stellt der BGH erstmals fest, dass ein Schiedsgericht
aufgrund einer einseitigen Schiedsanordnung des Erblassers weder über die An-
sprüche von Pflichtteilsberechtigten noch über die Entlassung eines Testaments-
vollstreckers entscheiden könne.12Mit diesen Einzelfallentscheidungen plädierte der
BGH zugleich dafür, dass die einseitige Schiedsanordnung des Erblassers – trotz des
Verweises in § 1066 ZPO auf die allgemeinen Regelungen in den §§ 1025 ff. ZPO –
anders zu beurteilen sei als die zweiseitige Schiedsvereinbarung durch die Nach-
lassbeteiligten. Nach der Entscheidung des BGH sei der Verweis in § 1066 ZPO auf
die Regelung zur Schiedsvereinbarung nach den §§ 1025 ff. ZPO eng auszulegen.
§ 1066 ZPO sei dahingehend zu verstehen, dass er über die Regelungen in den
§§ 1025 ff. ZPO hinaus zusätzliche Regelungen für die Schiedsanordnung des
Erblassers vorsehe. Dies führt beispielsweise dazu, dass ein Schiedsgericht nach den
Beschlüssen des BGH zwar grundsätzlich über Pflichtteilsansprüche aufgrund einer
Schiedsvereinbarung der Nachlassbeteiligten entscheiden könnte, Pflichtteilsan-
sprüche jedoch nicht Gegenstand einer einseitigen Schiedsanordnung des Erblassers

9 LG Heidelberg, Urteil vom 22.10.2013–2 O 128/13, ZEV 2014, 310.
10 Wendt, in: ErbR 2014, S. 402, obgleich bereits vorher schon Entscheidungen, welche eine

Schiedsanordnung des Erblasser zum Gegenstand hatten, veröffentlicht wurden, vgl. OLG
Karlsruhe, Beschluss vom 28.07.2009–11 Wx 94/07, MittBayNot 2010, 214 ff.; LG München
I, Teilurteil vom 21.12.2011–10 O 14633/11, BeckRS 2011, 139525; OLG Frankfurt/Main,
Urteil vom 04.05.2012–8 U 62/1, RNotZ 2013, 238 ff.

11 BGH, Beschluss vom 17.05.2017 – IV ZB 25/16, NJW 2017, 2112 ff.; BGH, Beschluss
vom 16.03.2017 – I ZB 50/16, NJW 2017, 2115 ff.; BGH, Beschluss vom 16.03.2017 – I ZB 49/
16, ZEV 2017, 416 ff.; OLG Celle, Beschluss vom 10.12.2015–6 W 204/15, NJW-RR 2016,
331 ff.; KG Berlin, Beschluss vom 29.01.2016–6 W 107/15, ErbR 2016, 337 ff.; OLG Mün-
chen, Beschluss vom 25.04.2016–34 Sch 13/15, SchiedsVZ 2016, 233 ff.; OLG Stuttgart,
Beschluss vom 07.11.2016–8 W 166/16, ZEV 2017, 269 ff.; LG München II, Urteil vom
24.02.2017–13 O 5937/15, ZEV 2017, 274 ff.

12 Zum Pflichtteilsrecht: BGH, Beschluss vom 16.03.2017 – I ZB 50/16, NJW 2017,
2115 ff.; BGH, Beschluss vom 16.03.2017 – I ZB 49/16, ZEV 2017, 416 ff.; zur Entlassung des
Testamentsvollstreckers: BGH, Beschluss vom 17.05.2017 – IV ZB 25/16, NJW 2017, 2112 ff.
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sein dürfen. In der Literatur sind die Entscheidungen des BGH sowohl auf Zu-
stimmung als auch auf Ablehnung gestoßen.13

Bislang fehlt eine umfassendewissenschaftliche Publikation, welche sich mit den
neuesten Urteilen staatlicher Gerichte – insbesondere den Entscheidungen des BGH
– zur einseitigen Schiedsanordnung des Erblassers auseinandersetzt. Diese Lücke
soll durch die vorliegende Arbeit geschlossen werden. Sie soll dabei aber noch einen
Schritt weiter gehen und sich erstmals sowohl mit der Schiedsvereinbarung der
Nachlassbeteiligten als auch – unter Berücksichtigung der neuesten Rechtsprechung
– mit der Schiedsanordnung des Erblassers beschäftigen. Ziel der Arbeit ist es,
aufgrund der Analyse der Schiedsvereinbarung der Nachlassbeteiligten neue Er-
kenntnisse für den Umgang mit der einseitigen Schiedsanordnung des Erblassers
durch letztwillige Verfügung zu gewinnen und kritisch zu überprüfen, ob sich eine
Ungleichbehandlung der Schiedsanordnung gegenüber der Schiedsvereinbarung
rechtfertigen lässt. Es soll dabei insbesondere folgende – durch die neuesten Be-
schlüsse des BGH angeregte – These kritisch hinterfragt werden: Die Schiedsver-
einbarung der Nachlassbeteiligten ist prozessual zu verstehen, sodass für die Be-
stimmung der objektiven Schiedsfähigkeit der Schiedsvereinbarung der Nachlass-
beteiligten allein das Prozessrechtmaßgeblich ist. Die Schiedsanordnung ist dagegen
materiell-rechtlich zu qualifizieren, sodass für die Bestimmung der objektiven
Schiedsfähigkeit der Schiedsvereinbarung der Nachlassbeteiligten ein Rückgriff auf
das materielle Recht gerechtfertigt ist.

Im Ergebnis spricht sich diese Arbeit gegen die – durch die neusten Beschlüsse
des BGH angeregte – These aus und plädiert für eine im Wesentlichen gleiche
rechtliche Behandlung der beiden Rechtsinstitute.

B. Gang der Untersuchung

Die Arbeit beschäftigt sich im nächsten Teil mit der Schiedsvereinbarung zwi-
schen zwei oder mehreren Nachlassbeteiligten. Der Untersuchung wird eine Be-
griffsbestimmung der Schiedsvereinbarung vorangestellt. Es folgt eine Analyse der
Rechtsnatur und der Zulässigkeit der Schiedsvereinbarung von Nachlassbeteiligten.
Anschließend wird unter dem Begriff der objektiven Schiedsfähigkeit überprüft, für
welche Streitgegenstände die Nachlassbeteiligten eine Entscheidung durch das
Schiedsgericht vereinbaren können. Im Anschluss werden die allgemeinen Wirk-
samkeitsvoraussetzungen sowie die Bindungswirkung der Schiedsvereinbarung
beleuchtet. AmEndewird anhand derAnalyse ausgewählter Streitigkeiten überprüft,
wie weit die Entscheidungsbefugnis des Schiedsgerichts aufgrund einer Schieds-
vereinbarung zwischen zwei oder mehreren Nachlassbeteiligten reicht.

13 Zustimmend beispielsweise: Wendt, in: ErbR 2017, S. 470 ff.; Keim, in: NJW 2017,
S. 2652 ff.; ablehnend beispielsweise:Haas, in: SchiedsVZ 2018, S. 49 ff.;Muscheler, in: ZEV
2018, S. 120 ff.

1. Teil: Einleitung und Gang der Untersuchung24

http://www.duncker-humblot.de
http://www.duncker-humblot.de


Die Analyse der Schiedsvereinbarung von Nachlassbeteiligten bildet die
Grundlage für die Analyse der einseitigen Schiedsanordnung durch den Erblasser,
welche im dritten Teil erfolgt. Der Aufbau orientiert sich an dem vorangegangenen
Kapitel. Zunächst erfolgt eine Begriffsbestimmung der Schiedsanordnung sowie
eine Untersuchung der Rechtsnatur, der Zulässigkeit, der objektiven Schiedsfähig-
keit, der allgemeinen Wirksamkeitsvoraussetzung sowie der Bindungswirkung der
Schiedsanordnung. Am Ende soll wiederum anhand ausgewählter Streitigkeiten
analysiert werden, wieweit die Entscheidungsbefugnis des Schiedsgerichts aufgrund
der Schiedsanordnung des Erblassers reicht. Dabei sollen in diesem Teil der Arbeit
stets Parallelen zur Schiedsvereinbarung zwischen zwei oder mehreren Nachlass-
beteiligten gezogen werden und die Unterschiede und Gemeinsamkeiten heraus-
gearbeitet werden. Überdies erfolgt die Analyse immer unter kritischer Beleuchtung
der neuesten Rechtsprechung.

Im vierten Teil der Arbeit wird die Schiedsvereinbarung des Erblassers mit einem
Nachlassbeteiligten – beispielsweise in einem Erbvertrag – untersucht. Sie steht
zwischen der reinen Schiedsvereinbarung zwischen zwei oder mehreren Nachlass-
beteiligten und der einseitigen Schiedsanordnung des Erblassers. Zunächst gilt es
daher zu analysieren, ob es sich dabei um eine Schiedsvereinbarung oder eine
Schiedsanordnung handelt. Anschließend werden die besonderen Wirksamkeits-
voraussetzungen herausgearbeitet.

Im letzten Teil dieser Arbeit werden die wichtigsten Aussagen thesenartig zu-
sammengefasst.
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